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2009/123

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat

Vorlage an den Landrat

Ausbildung von Lernenden als Kriterium im offentlichen Beschaffungsrecht -
Anderung des Gesetzes uber 6ffentliche Beschaffungen (SGS 420)

vom 28. April 2009

1. Zusammenfassung

Die Lehrlingsausbildung stellt unbestritten ein wichtiges bildungspolitisches Anliegen dar. Beach-
tenswert ist die Frage, wie viele Lehrbetriebe tber die Beriicksichtigung der Ausbildung von Ler-
nenden im Beschaffungsrecht erfasst werden kénnen. Kann eine Forderung der Lehrlingsausbil-
dung uber das o6ffentliche Beschaffungswesen erreicht werden?

Ziel des Beschaffungsrechts ist die Starkung des Wettbewerbs unter Berticksichtigung der eigenen
volkswirtschaftlichen Bedurfnisse, die Gewahrleistung der Gleichbehandlung, Transparenz und
Rechtssicherheit sowie der wirtschaftliche Einsatz der Mittel.

Wird das Kriterium der Lehrlingsausbildung als rechtlich zulassig qualifiziert, sind nach herrschen-
der Lehre verschiedene Rahmenbedingungen in jedem Fall einzuhalten. Diese Rahmenbedingun-
gen lassen dem kantonalen Gesetzgeber wenig Spielraum. Ob es Uberhaupt Spielraum gibt, wird
erst mit der Beurteilung dieser Frage durch das Bundesgericht entschieden.

Der Kanton Basel-Landschaft hat das gleiche Beschaffungsgesetz wie der Kanton Basel-Stadt. Die
Kantone erarbeiteten das Gesetz in partnerschaftlicher Zusammenarbeit. Beide Beschaffungsge-
setze kennen bisher das Zuschlagskriterium der Lehrlingsausbildung nicht.

Die vorgeschlagene Regelung wurde partnerschaftlich erarbeitet. Sie erlaubt der ausschreibenden
Stelle zu entscheiden, ob und in welchem Umfang die Ausbildung von Lernenden zu bertcksichti-
gen ist.

2. Parlamentarische Vorstosse

Die Petitionskommission verspricht sich mit der Gesetzesanderung weitere Anreize fir Unterneh-
men zur Schaffung von Lehrstellen zu geben, beziehungsweise solche beizubehalten.

Die Lehrlingsausbildung ist aus Sicht von Landrat Hannes Schweizer ein so wichtiges bildungspoli-
tisches Anliegen, dass es auch im Submissionwesen angemessen beriicksichtigt werden soll.



2.1 Motion 2006/199 betreffend Anderung des Gesetzes uber das o6ffentliche Beschaf-
fungswesen, eingereicht durch die Petitionskommission am 7. September 2006.

Auftrag:

Wir ersuchen den Regierungsrat dem Landrat eine Anderung des Gesetzes tber das offentliche
Beschaffungswesen vorzulegen, welche vorsieht, dass bei der Vergabe von Auftragen mitberick-
sichtigt wird, ob und in welchem Masse sich um den Auftrag Bewerbende an der Berufshildung
beteiligen.

2.2 Postulat 2005/269 "Lehrlingsausbildung als Eignungs- oder Zuschlagskriterium bei
offentlichen Beschaffungen”, eingereicht durch Hannes Schweizer am 20. Oktober
2005.

Das offentliche Beschaffungswesen ist seit Februar 2000 in Kraft. Gemass § 26 des Beschaf-
fungsgesetzes erfolgt der Zuschlag zu Marktpreisen auf das wirtschaftlich gunstigste Angebot,
wobei in der Ausschreibung die Kriterien in der Reihenfolge ihrer Bedeutung und entsprechende
Gewichtung angewandt werden mussen. Die bisherige Praxis hat gezeigt, dass insbesondere der
Preis fur den Zuschlag ausschlaggebend ist. Kaum je wird die Lehrlingsausbildung als Zuschlag
genannt. Gewerbetreibende welche Lehrlinge ausbilden, sind daher meist benachteiligt.

Die Lehrlingsausbildung ist ein so wichtiges bildungspolitisches Anliegen, dass es auch im Sub-
missionswesen angemessen bertcksichtigt werden muss.

Dies kann auf zwei Arten geschehen.

1. Beim freihandigen und Einladungsverfahren werden nach Mdglichkeit Firmen bertcksichtigt,
welche Ausbildungsplétze anbieten.

2. Bei Ausschreibungen im offenen oder selektiven Verfahren soll nach Mdglichkeit auch die Aus-
bildung von Lehrlingen als Kriterium genannt werden.

2.3 Kanton Basel-Stadt

Im Kanton Basel-Stadt wurde die von Grossrat Peter Malama eingereichte Motion betreffend Be-
ricksichtigung von Lehrbetrieben bei der Zuschlagserteilung von offentlichen Auftragen mit der
Auflage Uberwiesen, mit dem Kanton Basel-Landschaft eine partnerschaftliche Losung zu verhan-
deln

3. Die gewéhlte Lésung

3.1 Rechtliche Zulassigkeit des Zuschlagskriteriums Lehrlingsausbildung

Ziel des Beschaffungsrechts ist es, die Verfahren von o6ffentlichen Vergaben im Einklang mit dem
Ubergeordneten Recht so zu gestalten, dass sie transparent sind und alle Anbietenden gleich be-
handeln, um dadurch den Wettbewerb unter Beriicksichtigung der eigenen volkswirtschaftlichen
Bedirfnisse und Gegebenheiten zu starken und den wirtschaftlichen Einsatz der o6ffentlichen Mittel
zu stéarken.

Das Ubergeordnete Recht des Bundes und die vom Kanton abgeschlossenen Staatsvertrage
schreiben zwingend vor, dass der Zuschlag auf das wirtschaftlich glinstigste Angebot zu entfallen
hat. Aus rechtlicher Sicht ist es heikel, mit dem o6ffentlichen Beschaffungsrecht vergabefremde
Ziele zu verfolgen.
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Wird das Kriterium der Lehrlingsausbildung als rechtlich zuldssig qualifiziert, sind nach herrschen-
der Lehre verschiedene Rahmenbedingungen in jedem Fall einzuhalten:

- Der Lehrlingsausbildung darf im Verhdltnis zu den dbrigen Zuschlagskriterien kein tber-
massiger Stellenwert zukommen.

- Auswartige Anbieter dirfen nicht diskriminiert werden. Das Zuschlagskriterium darf nicht
zur Forderung der Lehrlingsausbildung im eigenen Kanton eingesetzt werden.

- Das Kriterium darf nicht auf Anbieter angewendet werden, die keine Lehrlinge ausbilden
konnen oder ihre Lehrstellen nicht besetzen kénnen. Im Anwendungsbereich des
GATT/WTO-Ubereinkommens (GPA) iber das 6ffentliche Beschaffungswesen darf das Kri-
terium nicht auf Anbieter aus Landern angewendet werden, in denen es keine mit dem
schweizerischen Lehrlingswesen vergleichbare Berufsbildung gibt.

- Bei der Ermittlung der Anzahl Lehrlinge ist das Verhaltnis der Lehrlinge zur Gesamtzahl der
Beschaftigten zu berlicksichtigen und nicht die absolute Zahl der Lehrlinge. Ansonsten
wuirden grosse gegenuber kleinen Betrieben bevorzugt.

Diese Rahmenbedingungen lassen dem kantonalen Gesetzgeber wenig Spielraum. Ob es Uber-
haupt Spielraum gibt, wird erst mit der Beurteilung dieser Frage durch das Bundesgericht ent-
schieden.

Das Bundesgericht hat die Frage bisher jedoch offen gelassen, ob es sich bei der Lehrlingsausbil-
dung um ein zulassiges Zuschlagskriterium handelt. Die gleichsam umgekehrte Frage hat das
Bundesgericht entschieden. Es sei jedenfalls nicht willkirlich, wenn ein Kantonsgericht der Lehr-
lingsausbildung gegenuber anderen Kriterien kein allzu grosses Gewicht erlaubt. In einem Urteil
vom 16. Mérz 2007 weist das Bundesgericht darauf hin, dass die rechtliche Zulassigkeit des Krite-
riums immer noch umstritten ist. Weil in diesem Fall im kantonalen Verfahren der Sachverhalt nicht
vollstandig abgeklart worden ist, erachtete das Bundesgericht die Frage der rechtlichen Zulassig-
keit als nicht spruchreif (Es wurde durch das kantonale Gericht nicht zweifelsfrei abgeklart, ob die
durch die Anbieter genannten Lehrlinge wirklich die geforderte Berufsgattung erlernten; Urteil des
BGer vom 16. Marz 2007, 2P.242/2006).

3.2 Die Lehrlingsausbildung im schweizerischen Beschaffungsrecht
Auf Kantonsebene

Verschiedene Kantone kennen bereits Regelungen zur Berticksichtigung der Lehrlingsausbildung
als Zuschlagskriterium (vgl. zum ganzen Abschnitt Galli/Moser/Lang/Clerc, Praxis des 6ffentlichen
Beschaffungsrechts, 2. Auflage, Zurich 2007).

Im Kanton Zirich nennt die Submissionsverordnung in 8 33 Abs. 1 verschiedene Kriterien, u.a. die
Lehrlingsausbildung, die neben dem Preis bertcksichtigt werden kénnen. Die Lehrlingsausbildung
stellt somit in Zirich kein zwingend zu berucksichtigendes Kriterium dar. Das Verwaltungsgericht
Zurich hat sich eingehend mit der Zuldssigkeit des Zuschlagskriteriums der Lehrlingsausbildung
befasst (vgl. VB.2005.00526 E. 6; VB.2001.00215 E. 6) und erachtet es unter gewissen Vorgaben
als zulassig. Im Vergleich zu den tbrigen Kriterien, die sich am Nutzen der beschafften Guter und
Dienstleistungen orientieren, muss der Lehrlingsausbildung eine klar untergeordnete Rolle zu-
kommen. Das Kriterium Lehrlingsausbildung darf 10% des Gesamtgewichts aller Zuschlagskrite-
rien nicht Uberschreiten. Es darf insbesondere gegentiber Anbietern aus Vertragsstaaten des



GATT/WTO-Ubereinkommens (GPA) nicht angewendet werden, da diese keine dem schweizeri-
schen Lehrlingswesen vergleichbare Berufsausbildung kennen.

Der Kanton Aargau kennt in 8 18 Abs. 2 des Submissionsdekrets eine der Zircher Lésung ver-
gleichbare Regelung. In der Praxis stellte das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau unter Beru-
fung auf den Willen des Gesetzgebers fest, die Lehrlingsausbildung dirfe nur dann eine Rolle
spielen, wenn sich bei der Zuschlagserteilung bezuglich der tbrigen Kriterien gleichwertige Ange-
bote gegeniberstehen (vgl. AGVE 2001, 342 E. 1c/bb/aaa; AGVE 1999, 294 E. 2c/bb). Diese Art
der Berucksichtigung der Lehrlingsausbildung findet sich in einigen Kantonen, die dieses Zu-
schlagskriterium kennen, u.a. im Kanton St. Gallen. Ausdricklich als zulassig bei ansonsten
gleichwertigen Angeboten qualifiziert das Verwaltungsgericht Freiburg die Lehrlingsausbildung (VG
Freiburg, Urteil vom 21. September 2001).

Besonders weit geht der Kanton Bern®, der seit dem 1. April 2008 in bestimmten Féallen Anbieten-
den, die Lehrlinge ausbilden, beim Preis einen Bonus gewdahrt. Das so genannte Berner Modell
findet jedoch allein Anwendung bei Werkvertragen im Bereich Hochbau. Nicht zur Anwendung
kommt das Modell bei den Ubrigen Vergaben im Bereich Hochbau (bspw. Dienstleistungen) sowie
bei allen anderen Beschaffungen des Kantons (bspw. Tiefbau). Das Berner Modell basiert auf ei-
ner Selbstdeklaration durch die Anbietenden. Es existiert keine Stelle, welche die Angaben der
Anbietenden bestatigen kénnte. Ob das Berner Modell rechtlich zulassig ist, ist zurzeit noch offen.
Das Berner Verwaltungsgericht hatte bislang noch keinen Fall zu beurteilen.

Andere Kantone stehen dem Kriterium der Lehrlingsausbildung kritischer gegentber. Nach Praxis
des Thurgauer Verwaltungsgerichts ist das Zuschlagskriterium Lehrlingsausbildung unzuldssig.
Das Gericht lasst offen, ob es beriicksichtigt werden kann, wenn sich im Ubrigen gleichwertige
Angebote gegeniberstehen (TVR 2000, Nr. 30, 143). Das Walliser Kantonsgericht erachtet die
Lehrlingsausbildung unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit des Angebots als nicht ganz
unproblematisch (KG Wallis, Urteil A1 00 52 vom 8. November 2000, E.5.3).

Der Kanton Basel-Landschaft hat das gleiche Beschaffungsgesetz wie der Kanton Basel-Stadt. Die
beiden Kantone erarbeiteten das Gesetz in partnerschaftlicher Zusammenarbeit. Beide Beschaf-
fungsgesetze kennen bisher das Zuschlagskriterium der Lehrlingsausbildung nicht.

Zusammengefasst sieht die Mehrheit der Kantone, die eine Berucksichtigung der Lehrlingsausbil-
dung im Beschaffungsrecht kennt, vor, dass die Ausbildungstatigkeit der Anbietenden bei gleich-
wertig sich gegentiberstehenden Angeboten den Ausschlag geben soll.

Auf Bundesebene - Vorentwurf des Bundesgesetzes Uber das offentliche Beschaffungswesen

Offentliche Beschaffungen der Kantone sind bisher nicht einheitlich geregelt und es besteht eine
grosse Anzahl verschiedener Rechtsgrundlagen. Jeder Kanton kennt seine eigene Beschaffungs-
ordnung. Darlber hinaus sind internationale Abkommen einzuhalten sowie Spezialgesetze auf
Bundesebene, die ebenfalls beschaffungsrelevante Bestimmungen enthalten. Zur Umsetzung des
GATT/WTO-Ubereinkommens (GPA) vom 15. April 1994 (iber das 6ffentliche Beschaffungswesen
schlossen die Kantone die Interkantonale Vereinbarung vom 25. November 1994 ab (IV6B). Zufol-
ge des Bilateralen Abkommens Schweiz-EG vom 21. Juni 1999 haben die Kantone eine weitere

l(www.bve.be.ch/site/berechnunqsformular bonus_lernende.pdf).
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interkantonale Vereinbarung vom 15. Marz 2001 abgeschlossen (revIV6B). Mit einem neuen Bun-
desgesetz uber das offentliche Beschaffungswesen (B6B) werden gleichzeitig die Aktualisierung
des Beschaffungsrechts des Bundes sowie eine gesamtschweizerische Harmonisierung des Be-
schaffungsrechts angestrebt. Am 30. Mai 2008 wurde der Vorentwurf des B6B (VE B6B) mitsamt
erlauterndem Bericht publiziert.

Auch auf Bundesebene war die Lehrlingsausbildung als Zuschlagskriterium Thema eines parla-
mentarischen Vorstosses (Motion Galladé vom 10. Marz 2004). Der Vorentwurf enthalt eine Rege-
lung Uber die Bericksichtigung der Lehrlingsausbildung im Vergabeverfahren.

Art. 39 Abs. 5 VE B0OB: Bei gleichwertigen Angeboten bertiicksichtigt die Beschaffungsstelle, in
welchem Ausmass eine Anbieterin Ausbildungsplatze anbietet.

Im erlauternden Bericht zum Vorentwurf wird dazu ausgefuhrt: ,Sind zwei Angebote gleichwertig,
ist zwischen Anbieterinnen mit Sitz oder Niederlassung in der Schweiz der Zuschlag derjenigen
Anbieterin zu erteilen, die Ausbildungsplatze anbietet und damit gesamtwirtschaftliche Verantwor-
tung tragt. [...] Die Beschaffungsstelle kann zur Bewertung des Ausbildungsangebotes auf die Zahl
der Ausbildungsplatze im Verhéaltnis zum gesamten Personalbestand abstellen, um eine Benach-
teiligung von kleinen Betrieben gegeniber grossen zu verhindern.” Nach Auffassung des Eidge-
ndssischen Finanzdepartements eignet sich die Berlicksichtigung der Ausbildungsplatze nicht als
Zuschlagskriterium, da ansonsten leistungsbezogene und leistungsfremde Zuschlagskriterien ver-
mischt wirden. Eine solche Vermischung wiirde den Wettbewerb einschréanken und sich verzer-
rend auf die Ermittlung des wirtschaftlich glinstigsten Angebots auswirken (Erlauternder Bericht VE
B6B, 55).

Der Bund schlagt somit vor, was mehrere Kantone ebenfalls praktizieren. Eine Anbieterin, die
Lehrlinge ausbildet, soll den Vorzug erhalten gegenuber einer Anbieterin mit einem ansonsten
gleichwertigen Angebot.

3.3 Vorgeschlagene Regelung fur den Kanton Basel-Landschaft

In Anlehnung an den Vorentwurf des Bundesgesetzes uber 6ffentliche Beschaffungen sowie in
Ubereinstimmung mit der Mehrheit der Kantone wird vorgeschlagen, die Lehrlingsausbildung zu-
nachst bei gleichwertigen Angeboten den Ausschlag geben zu lassen (8 26 Abs. 2 des kant. Be-
schaffungsgesetzes).

Daruber hinaus soll das Kriterium der Lehrlingsausbildung in der Umschreibung der Zuschlagskri-
terien ausdricklich genannt werden (8 20 der Verordnung zum kant. Beschaffungsgesetz).

Damit geht die vorgeschlagene Regelung weiter als der Vorentwurf des Bundes fur offentliche Be-
schaffungen und entspricht den Regelungen in den Kantonen Zirich und Aargau. Die vorgeschla-
gene Regelung sieht jedoch nicht vor, die Lehrlingsausbildung zwingend bei jeder 6ffentlichen
Ausschreibung zum Gegenstand zu machen.

Die synoptische Darstellung der bestehenden und der vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung
liegt der Landratsvorlage bei. Die Anderungen sind hervorgehoben.

Die Lehrlingsausbildung stellt unbestritten ein wichtiges bildungspolitisches Anliegen dar. Nach
Auffassung der Motiondrinnen und Motionare sind Gewerbetreibende, welche Lehrlinge ausbilden,



regelmassig benachteiligt, wenn der Preis das massgebliche Zuschlagskriterium darstellt. Aus ihrer
Sicht soll mit der Berlcksichtigung der Lehrlingsausbildung in Beschaffungsverfahren der 6ffentli-
chen Hand ein Anreiz zur Schaffung von Ausbildungsplatzen gegeben werden. Es erscheint je-
doch fraglich, ob die Ausbildungstatigkeit eines Betriebes pauschal als Nachteil dargestellt werden
kann. Siehe dazu auch die schriftliche Antwort des Regierungsrates vom 22. August 2006 zur Be-
antwortung der Interpellation 2006/081 von Landrat Hanspeter Frey betreffend "Belohnt werden
soll wer Lernende ausbildet". Gemass Bericht der Baselstadtischen Arbeitsgruppe Masterplan Be-
rufsbildung aus dem Jahre 2007 (in Zusammenarbeit des Bundesamtes fir Berufsbildung und
Technologie BBT sowie der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren)
lohnt sich Ausbilden insgesamt. Die Wirtschaft gebe (fur das Jahr 2000) fur die Ausbildung von
Lernenden 4.8 Milliarden Franken aus. Dank des produktiven Einsatzes der Lernenden nehme sie
5.2 Milliarden Franken ein. Es muisse berucksichtigt werden, dass das positive Kosten/Nutzen-
Verhéltnis von Branche zu Branche und je nach Betriebsstruktur unterschiedlich sei. Unter Einbe-
zug der Personalrekrutierungskosten duirfte jedoch lberall ein positives Verhdltnis resultieren
(Masterplan Berufshildung, 3.5 Finanzierung, Investitionen der Wirtschaft). Damit rechnet sich fur
die Mehrzahl der Betriebe die Ausbildungstatigkeit ganz direkt. Fir andere Firmen ergibt sich ein
Nutzen aus der Lehrtatigkeit, indem die Lernenden nach Abschluss ihrer Ausbildung weiterbe-
schaftigt werden kénnen.

Beachtenswert ist die Frage, wie viele Lehrbetriebe tber die Berlicksichtigung der Lehrlingsausbil-
dung im Beschaffungsrecht erfasst werden kénnen. Kann mit anderen Worten eine Férderung der
Lehrlingsausbildung tberhaupt erreicht werden? Zunachst ist die Lehrlingsausbildung dann sach-
gerecht zu beriicksichtigen, wenn das Auftragsvolumen zu einem gewissen Mindestsatz aus Ar-
beitsleistung besteht. Kommt mit anderen Worten der Arbeitsleistung der bei den Anbietenden
Beschaftigten ein allzu kleines Gewicht zu im Verhaltnis zu anderen Kostenelementen des Auf-
trags (z.B. Maschinen oder Rohstoffe), ist die Lehrlingsausbildung kaum preisrelevant zu bertick-
sichtigen. Ebenfalls von Bedeutung ist der Umsatzanteil, den Auftrage der offentlichen Hand auf
Seiten der ausbildenden Betriebe erreichen. Dieser Umsatzanteil liegt ungeféahr zwischen 7 % und
20 bis 30 % (Schatzung). Eine Ausnahme bildet das Tiefbaugewerbe, dessen Anteil an 6ffentli-
chen Auftrdgen bedeutend ist (geschatzt ungefahr 70 %). Der Vergleich mit der Praxis in Bern
zeigt jedoch, dass gerade in diesem Bereich (Tiefbau) das so genannte Berner Modell gar nicht
angewendet wird. Zusammengefasst entspricht die Bevorzugung von ausbildenden Firmen bei der
Vergabe von Auftragen der offentlichen Hand nicht in erster Linie einer finanziellen Notwendigkeit
und erreicht nur einen Teil der Firmen, die Lehrlinge ausbilden. Bei diesem Wirkungsgrad rechtfer-
tigt sich die Einfihrung eines zwingend zu berlcksichtigenden Zuschlagskriteriums nicht. Die Ein-
fuhrung eines zwingend zu bertcksichtigenden Kriteriums wirde nicht nur nichts niitzen, sondern
koénnte sogar schaden.

Bei Auftrdgen die im offenen Verfahren ausgeschrieben werden, sind in der Regel neben dem
Preis noch weitere Zuschlagskriterien vorgesehen. Diese sind jeweils unterschiedlich gewichtet,
abgestimmt auf die auszufihrenden Auftrage. Die Pflicht, das Zuschlagskriterium Ausbildung von
Lernenden mit einer beachtlichen Gewichtung anzuwenden, kénnte zur Folge haben, dass Anbie-
tende trotz schlechterer Wertung bei den projektbezogenen Zuschlagskriterien beauftragt werden
mussten. Der Zuschlag an das geeignetste Angebot muss weiterhin Vorrang haben. Leistungs-
und projektbezogene Kriterien stehen im Vordergrund, sowohl unter dem Blickwinkel der Ergeb-
nisorientierung als auch durch die Verpflichtung der wirtschaftlichen Verwendung von Steuergel-
dern. Ohne die Gewissheit, dass das Zuschlagskriterium der Lehrlingsausbildung eine effektive
Forderung der Lehrlingsausbildung bedeutet, sollen 6ffentliche Auftrage nicht verteuert werden.
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Die vorgeschlagene Regelung erscheint angemessen. Sie erlaubt der Zuschlagserteilenden Be-
horde, im Einzelfall zu entscheiden ob, und in welchem Umfang das Kriterium der Lehrlingsausbil-
dung zu bertcksichtigen ist.

In jedem Fall ist Ubergeordnetes Recht einzuhalten. So darf ein Zuschlagskriterium nicht diskrimi-
nierend sein. Bei Beschaffungsverfahren im Staatsvertragsbereich darf somit das Kriterium der
Lehrlingsausbildung geméass Gerichtspraxis nicht angewendet werden, da auslandische Anbieten-
de in der Regel keine vergleichbare Berufsausbildung kennen.

Das Verbot der Diskriminierung gilt selbstredend auch gegeniber Inlandern und es ist durch das
Bundesgericht noch nicht entschieden, ob das Zuschlagskriterium der Ausbildung Lernender dem
Diskriminierungsverbot standhalt. Nach anerkannter Auffassung sind die Lernenden nicht als abso-
lute Grosse, sondern im Verhdltnis zur Gesamtbelegschaft zu ermitteln. Neben einer Lehre ist wohl
auch eine Anlehre zu bericksichtigen. Nicht gefestigt ist hingegen die Praxis zur Frage, ob alle
Lehrlinge eines anbietenden Betriebs zu beriicksichtigen sind oder nur die Lehrlinge der in Frage
stehenden Berufsgruppe.

Schliesslich bleibt daran zu erinnern, dass es sich bei der Einflhrung des Beschaffungsgesetzes
um ein partnerschaftliches Geschaft mit dem Kanton Basel-Stadt handelte, indem beide Kantone
gleichlautende Gesetze in Kraft setzten. Wie der beigelegten synoptischen Darstellung zu entneh-
men ist, sind in beiden Kantonen lbereinstimmende Formulierungen geplant. Wirde der Kanton
Basel-Landschaft die Lehrlingsausbildung sogar als zwingendes Kriterium einfiihren, wirde er sich
von seinem Partnerkanton entfernen.

4, Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens

Die Ergebnisse der Vernehmlassung zeigen sowohl Ablehnung der vorgeschlagenen Gesetzesan-
derung als auch Zustimmung bis hin zu weitergehenden Regelungen als der vorgeschlagen; das
Resultat ist eine ganze Bandbreite von moglichen Rickmeldungen. Grossmehrheitlich wird die
vorgeschlagene Regelung begrisst, wenn auch zurzeit noch nicht alle mdglichen Auswirkungen in
einer allfalligen Umsetzung sowie Rechtssprechung abgeschatzt werden kénnen.

4.1 Gemeinden

Die Gemeinden Allschwil, Ettingen, Muttenz, Tecknau und Therwil reichten eine eigenstandige
Vernehmlassungsantwort ein, in der sie die vorgeschlagene Gesetzesanderung begriissen.

Die Gemeinde Reigoldswil lehnt die Aufnahme des Kriteriums "Ausbildung von Lernenden” im Be-
schaffungsrecht ab.

Der Verband Basellandschaftlicher Gemeinden (VBLG) unterstiitzt die Bestrebungen, die Lehr-
lingsausbildung als mdogliches Zuschlagskriterium bei offentlichen Vergaben zu etablieren. Der
Verband teilt mit, dass sowohl aus allgemein bildungspolitischen Uberlegungen als auch ange-
sichts der derzeitigen Wirtschaftslage Massnahmen, welche die Lehrlingsausbildung fordern, zu
begriissen seien. Der VBLG ist der Meinung, dass die Ausbildung von Lernenden als selbstandi-
ges Zuschlagskriterium aufgenommen werden musse - nicht zwingend, aber als Option -,, wenn
die Mdglichkeit geschaffen werden soll, damit etwas zu bewirken.



4.2 Politische Parteien

CVP

Die CVP steht der Absicht der Gesetzesédnderung, die Ausbildung von Lernenden als Kriterium im
offentlichen Beschaffungsrecht zu verankern, sehr positiv gegeniber. Begrisst wird auch die
gleichzeitig und partnerschaftlich angestrebte Losung in beiden Basel.

EVP
Die EVP hélt sich eng an die Stellungnahme der CVP, deren Haltung vollumféanglich geteilt wird.

FDP

Die FDP lehnt die vorgeschlagene Erganzung des Beschaffungsgesetzes mit der Begriindung ab,
sie wirde eine zusatzliche Regelung einfihren, welche die Anbietenden mit noch mehr Blrokratie
belaste. Das Zuschlagskriterium "Lehrlingsausbildung” sei sachfremd und stehe in keinem direkten
Zusammenhang mit der Leistungserbringung.

Grine Baselland

Anderungsvorschlag, weil der vorgeschlagene Gesetzestext zu wenig prazis sei und den Auftrag-
gebern zuviel Spielraum lasse. Der Vorschlag zur Formulierung von § 26 Abs. 2 lautet:
Bei gleichwertigen Angeboten von Anbietenden mit Sitz in der Schweiz soll der Zuschlag an denjenigen An-

bietenden erfolgen, der wéhrend den vorangegangenen drei Jahren im Verhéltnis zu seinem Personal-
bestand am meisten Lernende ausgebildet hat.

SVP

Die SVP steht der regierungsréatlichen Vernehmlassungsvorlage kritisch gegentber, da das Kriteri-
um der Lehrlingsausbildung die unterschiedlichen Situationen der Unternehmen nicht berticksichti-
ge. Aus dem vergabefremden Kriterium ergabe sich zusatzliches Diskriminierungspotential wie die
Benachteiligung kleiner und mittlerer Unternehmungen gegentiber Grossunternehmen, welche im
Regelfall Gber eine permanente feste Ausbildungsstruktur verfliigen. Fraglich oder schwierig sei
eine allféllige Anwendung dieses Vergabekriteriums im internationalen Verhaltnis.

SP

Die SP begrisst ausdricklich die Aufnahme der Lehrlingsausbildung als Kriterium im offentlichen
Beschaffungswesen. Um die Anreize fur die Schaffung von Lehrstellen zu verstéarken, fordert die
SP Baselland, dass wie im Kanton Bern bei Werkvertragen und Beschaffungen auch ein Preisbo-
nus fur Betriebe mit Lernenden gewéhrt wird. Oder zumindest sei die in der Vorlage vorgesehene
kann Formulierung durch eine muss Formulierung zu ersetzen.

4.3 Organisationen und Verbande

Wirtschafskammer Baselland

Die Wirtschaftskammer Baselland begrusst grundsétzlich sehr, dass das Kriterium des Engage-
ments von Betrieben in der Berufsbildung, das heisst konkret die Ausbildung von Lernenden, nun-
mehr auch in den gesetzlichen Regelungen zum offentlichen Beschaffungswesen im Kanton Ba-
sel-Landschaft seinen Niederschlag finden soll. Hingegen ist die Wirtschaftskammer BL der An-
sicht, die vorliegend vorgeschlagenen Anderungen gingen mit inren Formulierungen zu wenig weit.
Das Kriterium der Lehrlinsgausbildung soll kiinftig bei Auftragsvergaben zwingend (soweit gesetz-



lich zulassig) eine anteilsméassige Rolle spielen und nicht nur in Situationen mit gleichwertigen An-
geboten von Anbietenden.

SIA Sektion Basel

Die SIA Sektion Basel begrisst, dass der Ausbildung von Lernenden auch bei Vergabeentschei-
den Gewicht gegeben werden soll und beflrwortet daher die vorgeschlagene Gesetzesanderung.

Der Verband weist auf die Ausbildung Studierender an Fachhochschulen und Universitaten hin, die
im Rahmen von Praktika auch eine Ausbildung im Betrieb erhalten. Diese sollen der Ausbildung
von Lernenden gleichgestellt werden.

Ausbildnerverein Raum- und Bauplanung Nordwestschweiz

Der Verein begrusst die Gesetzesanpassung, erwartet aber, dass Praktikanten nicht mit einge-
rechnet werden dirfen.

Verband Bauunternehmer Region Basel

Der BRB begrusst die neue Formulierung, insbesondere die diesbezigliche Koordination mit der
vorgesehenen Anderung in Basel-Stadt.

4.4 Diverse

Biro Raumplanung Holzemer
Die Stellungnahme lautet analog jener der SIA Sektion Basel.

5. Regulierungsfolgeabschéatzung

Wird die "Ausbildung von Lernenden” als Zuschlagskriterium in einem Beschaffungsverfahren der
offentlichen Hand angewendet, fuhrt dies automatisch zu Mehraufwendungen auf Seite der Anbie-
tenden und insbesondere der KMU-Wirtschaft. Ein am Beschaffungsverfahren teilnehmender An-
bietender muss im konkreten Fall einen Nachweis Uber sein Engagement in der Ausbildung von
Lernenden erbringen.

Diese Regelung betrifft alle KMU, die sich an einem Beschaffungsverfahren beteiligen, in welchem
das Kriterium der Lehrlingsausbildung vorgesehen ist. Die Eingabe des Nachweises stellt eine
Bringschuld der Anbietenden dar.

Standige Listen stellen keine Alternative dar. Zum einen sind standige Listen einmal jahrlich zu
publizieren. Was wiederum bedeutet, dass sich die Unternehmungen, welche in der stéandigen Lis-
te aufgenommen werden wollen sich dementsprechend qualifizieren mussen. In dem die erforder-
lichen Bestatigungen eingereicht werden. Im weiteren ist zu beachten, dass in einem Beschaf-
fungsverfahren auch die Teilnahme ohne Registrierung in einer standigen Liste mdglich sein muss.
Zum andern resultiert aus dem fiihren von standigen Listen ein administrativer Mehraufwand auf
Seite der ausschreibenden Stellen.

Der Regierungsrat ist bestrebt, in der Umsetzung eine KMU freundliche Lésung zu suchen und die
entsprechende Regelung in der Verordnung zum Beschaffungsgesetz dem KMU-Forum zur Stel-
lungnahme vorzulegen.



6.

Antrage

Der Regierungsrat unterbreitet dem Landrat folgende Antrage:

1.

10

Der Landrat beschliesst die Anderung des kantonalen Gesetzes uber 6ffentliche Beschaf-

fungen gemass beiliegendem Entwurf.

Die Motion 2006/199 der Petitionskommission und das Postulat 2005/269 von Hannes

Schweizer werden als erfillt abgeschrieben.

Liestal, 28. April 2009

Beilage

Entwurf Landratsbeschluss

Im Namen des Regierungsrates
der Prasident:

Ballmer

der 2. Landschreiber:

Achermann

Synoptische Darstellung der bestehenden und vorgeschlagenen und abgeglichenen gesetzlichen Rege-

lung in den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft


http://www.baselland.ch/2006-199-htm.276854.0.html
http://www.baselland.ch/2005-269-htm.277593.0.html

Entwurf

Landratsbeschluss
Gesetz uber 6ffentliche Beschaffungen
Anderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

l.
Das Gesetz uiber 6ffentliche Beschaffungen vom 3. Juni 1999* wird wie folgt gedndert:

§ 26 Absatz 2  Zuschlag

Z Bei gleichwertigen Angeboten von Anbietenden mit Sitz in der Schweiz kann der Zuschlag an
denjenigen Anbietenden erfolgen, der sich fir die Ausbildung von Lernenden engagiert.

Il.
Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten dieser Gesetzesanderung.

1.
Die Motion 2006/199 der Petitionskommission und das Postulat 2005/269 von Hannes Schweizer
werden als erfillt abgeschrieben.

Liestal, Im Namen des Landrates
der Prasident:

der Landschreiber:

1 sGs 420


http://www.baselland.ch/2006-199-htm.276854.0.html
http://www.baselland.ch/2005-269-htm.277593.0.html

Synoptische Darstellung der bestehenden und der vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung. Die Anderungen sind hervorgehoben.

Kantonales Gesetz liber 6ffentliche Beschaffungen

Basel-Stadt Basel-Landschaft
Bestehend Neu Bestehend Neu
3. Zuschlag 3. Zuschlag E. Offnung, Priifung und Zuschlag E. Offnung, Priifung und Zuschlag
§ 26. § 26. § 26 § 26

Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

® Bei gleichwertigen Angeboten hat der
Zuschlag unter Berlcksichtigung
folgender Kriterien zu erfolgen:
a) Bereitschaft zu
Servicearbeiten;
b) Nachweis Uber besondere
Kompetenzen in technischer
Hinsicht sowie entsprechender
Ausbildung;
c) Nachweis, dass die in § 2 Abs.
2 erwdhnten «(berwiegend
6ffentlichen Interessen» vom
Anbieter gebiihrend beachtet
werden.

® Beim offenen und beim selektiven
Verfahren darf der Vertrag nach Ablauf
der Frist zum Rekurs gegen den
Zuschlag abgeschlossen werden, es

Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

®Bei gleichwertiger Angeboten hat der
Zuschlag unter Bericksichtigung
folgender Kriterien zu erfolgen:
a) Bereitschaft zu Servicearbeiten;
b) Nachweis lber besondere
Kompetenzen in technischer
Hinsicht sowie entsprechender
Ausbildung;
c) Nachweis, dass die in § 2 Abs. 2
erwdhnten «uberwiegend
6ffentlichen Interessen» vom
Anbieter gebiihrend beachtet
werden.
d) Bei Anbietenden mit Sitz in der
Schweiz kann der Zuschlag an
denjenigen Anbietenden erfolgen,
der sich flr die Ausbildung von
Lernenden engagiert.

" Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

% Der Vertrag mit der Auftragnehmerin
oder dem Auftragnehmer darf nach
Ablauf der Frist fur die Beschwerde
gegen den Zuschlag abgeschlossen
werden, es sei denn, das
Verwaltungsgericht habe der
Beschwerde aufschiebende Wirkung
erteilt.

' Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

“Bei gleichwertigen Angeboten von
Anbietenden mit Sitz in der Schweiz
kann der Zuschlag an denjenigen
Anbietenden erfolgen, der sich fir die
Ausbildung von Lernenden engagiert.

® Der Vertrag mit der Auftragnehmerin
oder dem Auftragnehmer darf nach
Ablauf der Frist flir die Beschwerde
gegen den Zuschlag abgeschlossen
werden, es sei denn, das
Verwaltungsgericht habe der
Beschwerde aufschiebende Wirkung
erteilt.
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sei denn, das Verwaltungsgericht habe
dem Rekurs aufschiebende Wirkung
erteilt.

° Beim offenen und beim selektiven
Verfahren darf der Vertrag nach Ablauf
der Frist zum Rekurs gegen den
Zuschlag abgeschlossen werden, es
sei denn, das Verwaltungsgericht habe
dem Rekurs aufschiebende Wirkung
erteilt.

Verordnung zum Beschaffungsgesetz

Basel-Stadt Basel-Landschaft
Bestehend Neu Bestehend Neu
Ill. Zuschlag Ill. Zuschlag C. Ausschreibung und Angebote C. Ausschreibung und Angebote

1. Kriterien

§ 30. Das wirtschaftlich glinstigste
Angebot ist jenes mit dem besten
Preis-Leistungs-Verhéltnis.

% Zur Wertung der Angebote sind
neben dem Preis die wesentlichen
wertbestimmenden Eigenschaften zu
beriicksichtigen wie etwa Qualitat,
Erfahrung, Kreativitat, Infrastruktur,
Lieferfristen, Ausflhrungsdauer,
Betriebskosten, Rentabilitat, Asthetik,
Zweckmassigkeit, technischer Wert,
Umweltvertraglichkeit, Kundendienst,
technische Hilfe und
Versorgungssicherheit.

® Die Zuschlagskriterien sind in den

1. Kriterien

§ 30. Das wirtschaftlich glinstigste
Angebot ist jenes mit dem besten
Preis-Leistungs-Verhéltnis.

% Zur Wertung der Angebote sind
neben dem Preis die wesentlichen
wertbestimmenden Eigenschaften zu
beriicksichtigen wie etwa Qualitat,
Erfahrung, Kreativitat, Infrastruktur,
Lieferfristen, Ausflhrungsdauer,
Betriebskosten, Rentabilitat, Asthetik,
Zweckmassigkeit, technischer Wert,
Umweltvertraglichkeit, Kundendienst,
technische Hilfe,
Versorgungssicherheit und Ausbildung
von Lernenden.

§ 20 Zuschlagskriterien

" Das wirtschaftlich giinstigste Angebot
ist jenes mit dem besten Preis- /
Leistungs-Verhéltnis

%Die Zuschlagskriterien sind fir jedes
Beschaffungsobjekt aus fachlicher,
6kologischer und 6konomischer Sicht
festzulegen.

®Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Glter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.

§ 20 Zuschlagskriterien

" Das wirtschaftlich glinstigste Angebot
ist jenes mit dem besten Preis- /
Leistungs-Verhéltnis

%Die Zuschlagskriterien sind fur jedes
Beschaffungsobjekt aus fachlicher,
Okologischer und 6konomischer Sicht
festzulegen. Die Ausbildung von
Lernenden kann geblhrend
berlcksichtigt werden.

®Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Gliter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.
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Ausschreibungsunterlagen in der
Reihenfolge ihrer Bedeutung und
entsprechend ihrer Gewichtung
bekannt zu geben.

* Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Gliter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.

° Die Zuschlagskriterien sind in den
Ausschreibungsunterlagen in der
Reihenfolge ihrer Bedeutung und
entsprechend ihrer Gewichtung
bekannt zu geben.

* Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Guter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.

HADSK\ZBS\Administration\RRB Entwiirfe\09-04-28 Ausbilung von Lernenden Synoptische Darstellung BS BL abgestimmt.dog,

Geldscht: H:\DSK\ZBS\Beat
/| Tschudin\Projekte-
/| Pendenzen\2008\Lehrlingsausbil
" | dung als Kriterium\08-08-
25_Synoptische Darstellung BS
BL.abgestimmt.doc




	Impressum
	Vorlage
	1. Zusammenfassung
	2. Parlamentarische Vorstösse
	3. Die gewählte Lösung
	4. Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens
	5. Regulierungsfolgeabschätzung
	6. Anträge

	Landratsbeschluss
	Synoptische Darstellung


Synoptische Darstellung der bestehenden und der vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung. Die Anderungen sind hervorgehoben.

Kantonales Gesetz liber 6ffentliche Beschaffungen

Basel-Stadt Basel-Landschaft
Bestehend Neu Bestehend Neu
3. Zuschlag 3. Zuschlag E. Offnung, Priifung und Zuschlag E. Offnung, Priifung und Zuschlag
§ 26. § 26. § 26 § 26

Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

® Bei gleichwertigen Angeboten hat der
Zuschlag unter Berlcksichtigung
folgender Kriterien zu erfolgen:
a) Bereitschaft zu
Servicearbeiten;
b) Nachweis Uber besondere
Kompetenzen in technischer
Hinsicht sowie entsprechender
Ausbildung;
c) Nachweis, dass die in § 2 Abs.
2 erwdhnten «(berwiegend
6ffentlichen Interessen» vom
Anbieter gebiihrend beachtet
werden.

® Beim offenen und beim selektiven
Verfahren darf der Vertrag nach Ablauf
der Frist zum Rekurs gegen den
Zuschlag abgeschlossen werden, es

Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

®Bei gleichwertiger Angeboten hat der
Zuschlag unter Bericksichtigung
folgender Kriterien zu erfolgen:
a) Bereitschaft zu Servicearbeiten;
b) Nachweis lber besondere
Kompetenzen in technischer
Hinsicht sowie entsprechender
Ausbildung;
c) Nachweis, dass die in § 2 Abs. 2
erwdhnten «uberwiegend
6ffentlichen Interessen» vom
Anbieter gebiihrend beachtet
werden.
d) Bei Anbietenden mit Sitz in der
Schweiz kann der Zuschlag an
denjenigen Anbietenden erfolgen,
der sich flr die Ausbildung von
Lernenden engagiert.

" Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

% Der Vertrag mit der Auftragnehmerin
oder dem Auftragnehmer darf nach
Ablauf der Frist fur die Beschwerde
gegen den Zuschlag abgeschlossen
werden, es sei denn, das
Verwaltungsgericht habe der
Beschwerde aufschiebende Wirkung
erteilt.

' Der Zuschlag erfolgt zu Marktpreisen
auf das wirtschaftlich glinstigste
Angebot. Dabei missen die in der
Ausschreibung festgehaltenen
Kriterien in der Reihenfolge ihrer
Bedeutung und entsprechend ihrer
Gewichtung angewandt werden.

“Bei gleichwertigen Angeboten von
Anbietenden mit Sitz in der Schweiz
kann der Zuschlag an denjenigen
Anbietenden erfolgen, der sich fir die
Ausbildung von Lernenden engagiert.

® Der Vertrag mit der Auftragnehmerin
oder dem Auftragnehmer darf nach
Ablauf der Frist flir die Beschwerde
gegen den Zuschlag abgeschlossen
werden, es sei denn, das
Verwaltungsgericht habe der
Beschwerde aufschiebende Wirkung
erteilt.
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sei denn, das Verwaltungsgericht habe
dem Rekurs aufschiebende Wirkung
erteilt.

° Beim offenen und beim selektiven
Verfahren darf der Vertrag nach Ablauf
der Frist zum Rekurs gegen den
Zuschlag abgeschlossen werden, es
sei denn, das Verwaltungsgericht habe
dem Rekurs aufschiebende Wirkung
erteilt.

Verordnung zum Beschaffungsgesetz

Basel-Stadt Basel-Landschaft
Bestehend Neu Bestehend Neu
Ill. Zuschlag Ill. Zuschlag C. Ausschreibung und Angebote C. Ausschreibung und Angebote

1. Kriterien

§ 30. Das wirtschaftlich glinstigste
Angebot ist jenes mit dem besten
Preis-Leistungs-Verhéltnis.

% Zur Wertung der Angebote sind
neben dem Preis die wesentlichen
wertbestimmenden Eigenschaften zu
beriicksichtigen wie etwa Qualitat,
Erfahrung, Kreativitat, Infrastruktur,
Lieferfristen, Ausflhrungsdauer,
Betriebskosten, Rentabilitat, Asthetik,
Zweckmassigkeit, technischer Wert,
Umweltvertraglichkeit, Kundendienst,
technische Hilfe und
Versorgungssicherheit.

® Die Zuschlagskriterien sind in den

1. Kriterien

§ 30. Das wirtschaftlich glinstigste
Angebot ist jenes mit dem besten
Preis-Leistungs-Verhéltnis.

% Zur Wertung der Angebote sind
neben dem Preis die wesentlichen
wertbestimmenden Eigenschaften zu
beriicksichtigen wie etwa Qualitat,
Erfahrung, Kreativitat, Infrastruktur,
Lieferfristen, Ausflhrungsdauer,
Betriebskosten, Rentabilitat, Asthetik,
Zweckmassigkeit, technischer Wert,
Umweltvertraglichkeit, Kundendienst,
technische Hilfe,
Versorgungssicherheit und Ausbildung
von Lernenden.

§ 20 Zuschlagskriterien

" Das wirtschaftlich giinstigste Angebot
ist jenes mit dem besten Preis- /
Leistungs-Verhéltnis

%Die Zuschlagskriterien sind fir jedes
Beschaffungsobjekt aus fachlicher,
6kologischer und 6konomischer Sicht
festzulegen.

®Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Glter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.

§ 20 Zuschlagskriterien

" Das wirtschaftlich glinstigste Angebot
ist jenes mit dem besten Preis- /
Leistungs-Verhéltnis

%Die Zuschlagskriterien sind fur jedes
Beschaffungsobjekt aus fachlicher,
Okologischer und 6konomischer Sicht
festzulegen. Die Ausbildung von
Lernenden kann geblhrend
berlcksichtigt werden.

®Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Gliter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.
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Ausschreibungsunterlagen in der
Reihenfolge ihrer Bedeutung und
entsprechend ihrer Gewichtung
bekannt zu geben.

* Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Gliter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.

° Die Zuschlagskriterien sind in den
Ausschreibungsunterlagen in der
Reihenfolge ihrer Bedeutung und
entsprechend ihrer Gewichtung
bekannt zu geben.

* Der Zuschlag fur weitgehend
standardisierte Guter kann auch
ausschliesslich nach dem Kriterium
des niedrigsten Preises erfolgen.
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Vorlage an den Landrat des Kantons Basel-Landschaft

Titel: Ausbildung von Lernenden als Kriterium im o6ffentlichen Beschaf-
fungsrecht
Anderung des Gesetzes iiber 6ffentliche Beschaffungen

Datum: 28. April 2009

Nummer: 2009-123

Bemerkungen: Verlauf dieses Geschifts

Links: - Ubersicht Geschéfte des Landrats

- Hinweise und Erkldrungen zu den Geschéaften des Landrats

- Landrat / Parlament des Kantons Basel-Landschaft

- Homepage des Kantons Basel-Landschaft




http://www.baselland.ch/main_2009_051-htm.310943.0.html#2009-123

http://www.baselland.ch/Geschaefte.273412.0.html

http://www.baselland.ch/tips-geschaefte-htm.274134.0.html

http://www.baselland.ch/Parlament.273441.0.html

http://www.baselland.ch/Home-BL.6.0.html
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